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a b bn * 
Waldgenaſſenſchaften !). | 

Die forſtliche Literatur und die forſtliche Geſetzgebung beſchäftigten 
ſich in neuerer Zeit mit Vorliebe mit der Frage der Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften. Von der richtigen Löſung dieſer Frage häugt die Erhaltung 
und das Gedeihen eines großen Theiles unſerer Waldungen ab. Dieſe 
Frage iſt es auch, welche dem Einwirken der Geſetzgebung und einer 
gut organiſirten Regierungsthätigkeit am meiſten zugänglich iſt, und 
wo ſich daher auch die ſicherſten und beſten Erſolge erwarten laſſen. 

Aus dieſen Urſachen wollen wir es verſuchen, an einem prak⸗ 
tiſchen Beiſpiele zu zeigen, worin das Weſen der Waldgenoſſenſchaft 
beſteht, auf welche Weiſe Waldgenoſſenſchaften zu Stande gebracht 
werden können, welche Vortheile dieſelben gewähren, welche Formen 
ihnen zu geben, welche Organe zu beſtellen, wie die Statuten ein⸗ 
zurichten ſind und dergleichen. 

An das darzuſtellende praktiſche Beiſpiel wird ſich die Beſprechung 
der Frage anreihen laſſen, was die Geſetzgebung zu thun hat, um 
dasjenige, was in vorliegendem Falle, begünſtiget durch Verhältniſſe, 
wie ſie ſonſt nur ſelten vorkommen, unſchwer ohne Geſetz erreicht 
wurde, auch in anderen Fällen, wo die Verhältniſſe minder günſtig, 
die Schwierigkeiten größer ſind, durch die vom Geſetze gewährte Er⸗ 
leichterung und Beſeitigung von Hinderniſſen in gleicher Weiſe zu 
Stande zu bringen. Der Fall, welchen wir beſprechen wollen, iſt 
folgender. i 

Bei der unter der oberſten Verwaltung des Ackerbau-Miniſteri⸗ 
ums ſtehenden Religionsfonds⸗Domäne Arnoldſtein, Bezirk Villach in 
Kärnten, find die Forſtſervituten der vier Ortſchaften Seltſchach, 
Agoritſchach, Greut und Maglern in den zur Domäne gehörigen Selt⸗ 
ſchacher Waldungen: Seltſchachberg, Tſchabin und Tſcheutſch, zuſammen 
im Flächenmaße von 1363 Joch 203 Quadratklaſter, und im Kolm⸗ 
walde im Flächenmaße von 464 Joch 1565 Quadratklafter durch die 
nach dem Patente vom 5. Juli 1853 gepflogenen Verhandlungen end⸗ 
giltig regulirt worden. Dieſelben beſtehen nach den Regulirungs⸗ 
Erkenntniſſen für 99 eingeforſtete Realitäten der beiden belaſteten 
Waldungen an Brennholz jährlich aus 1018 Wiener Klaſter 30zöllige 


*) Aus dem Centralblatt für das geſammte Forſtweſen: „Die Arnoldſteiner 
Waldgenoſſenſchaften“. | 


| auf den Bezug von Einforſtungsgebühren angewieſen war, 


Scheiter an Bau⸗ und Nutzholz (Bauholz, Brunnröhren, Zaunholz, 


Hiflerſtangen) aus 9040 Kubikſchuh, an Streu aus 1592 Fuder, 
endlich aus Weiderecht für 52 Pferde, 374 Rinder und 405 Schafe. 

Wie bekannt, haben die nach dem Patente vorgenommenen Re⸗ 
gulirungen in vielen Fällen keineswegs ungünſtige Reſultate geliefert 
und nicht blos weſentliche Verbeſſerungen im Vergleiche zu den früheren 
Zuſtänden herbeigeführt, ſondern auch nach jeder Richtung hin glück⸗ 


lichere Wirkung erzielt, als zahlreiche in anderen Fällen durchgeführte 


Ablöſungen der Servituten in Geld oder in Grund und Boden. Die 
Ablöſungs⸗Capitalien ſind zerronnen in den Händen der Berechtigten 
und nur allzu oft ſind dabei die Güter, wo der Wirthſchaftsbetrieb 
herab⸗ 
gekommen; die als Aequivalent abgetretenen Waldungen aber werden 
allzu häufig ſchlecht gepflegt. Dagegen haben die Regulirungen an die 
Stelle früherer gänzlich ungeordneter und ſtreitiger Rechtszuſtände 
feſte und ſichere Rechtsverhältniſſe geſetzt, frühere unregelmäßige, meiſt 
nach dem ſchwankenden Haus⸗ und Gutsbedarf normirte Bezüge haben 
fie fixirt, Zeit, Ort und Art der Ausübung find genau feſtgeſtellt, die 
Bezüge ſind an vorausgehende Anmeldung, an eine ſichere Controle 
und Ueberwachung gebunden, der ganze Wirthſchaftsbetrieb iſt in die 
Hände ſachkundiger Forſtwirthe gelegt. Andererſeits iſt auch der Wald⸗ 
beſitzer durch die Regulirungs⸗Urkunden und 8 9 des Forſtgeſetzes an 
einen nachhaltigen Wirthſchaftsbetrieb gebunden, und der Wald findet 
in dem Beſtande der Servituten Schutz gegen Ueberhauungen von 
Seite des Waldeigenthümers. 8 


Die mancherlei Nachtheile regulirter Servituten laſſen ſich freilich 
auch nicht verkennen. Dieſelben treten in dem einen Falle mehr, in 
dem anderen weniger hervor, am ſchärſſten wohl dort, wo eine große 
Servitutlaſt einer verhältnißmäßig kleinen Waldfläche aufgebürdet iſt, 
oder wo gar die Erträgniſſe, welche den Eingeforſteten rechtlich zu⸗ 
ſtehen, größer find, als jene, welche dem Waldbeſitzer verbleiben. In 
ſolchen Fällen iſt der Wirthſchaftsbetrieb zum größeren Theile an die 
jährliche Erzeugung beſtimmter Holzſortimente (Bauholz, Nutzholz) und 
überdies an das Freigeben größerer Flächen ſür den Weidegang und 
für den Streubezug gefeſſelt; der ſreien, den jeweiligen Verhältniſſen 
ſich anpaſſenden Bewirthſchaftung bleibt nur ein verhältnißmäßig ge⸗ 
ringer Spielraum; das Intereſſe für wirthſchaftliche Verbeſſerungen 
innerhalb ſo eng gezogener Grenzen iſt daher auch auf Seite des 
Waldeigenthümers nur ein geringes. 


Ein ſolcher Fall war auch bei den Arnoldſteiner Einforſtungen 
‚gegeben, und es hatte hier eine Reihe von Umſtänden die günſtigen 
Wirkungen zweckmäßig regulirter Servituten paralyfirt und ſowohl der 
Religionsfonds⸗Domäne als den Eingeforſteten eine Ablöſung als 
wünſchenswerth erſcheinen laſſen. Eine Ablöſung in Geld war mit 
Rückſicht auf die Lage und die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der be⸗ 
rechtigten Güter ausgeſchloſſen, da ſie den Wirthſchaftsbetrieb derſelben 
zweifellos gefährdet hätte. Auch eine Ablöſung mit Feldgrundſtücken 
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war unthunlich und die Abtretung von Waldgrundſtücken der einzig durch, daß hier, ſoweit bekaunt iſt, vielleicht zum erſten Male in 


mögliche Weg, eine Ablöſung überhaupt zu bewirken. 


Oeſterreich, jene Form der Waldgenoſſenſchaften eingeführt wird, welche 


Da frühere Ablöſungsverhandlungen ein günſtiges Reſultat nicht | fich nach allen darüber vorliegenden Nachrichten in der Schweiz ), in 


geliefert hatten, wurde, um eine nach jeder Richtung hin zweckmäßige 
Ablöſung durchzuführen und in derſelben zugleich, wenn möglich, gleich⸗ 
ſam ein Muſter für ähnliche Ablöſungsverhandlungen aufzuſtellen, mit 
dem Erlaſſe des Ackerbau⸗Miniſteriums vom 13. Juli 1875, 8. 7853, 
eine beſondere Miniſterial⸗-Commiſſion (Miniſterialrath Peyrer im 
Ackerbau⸗Miniſterium und Forſtmeiſter Dimitz von Görz) nach Arnold⸗ 
ſtein entſendet, welche vom 22. Auguſt bis 1. September 1875 mit 
den Eingeſorſteten und deren Bevollmächtigten die Verhandlungen 
durchführte. 8 

Nach längeren Verhandlungen wurde das geſammte Ablöſungs⸗ 
Aequivalent auf Grundlage eingehender forſtlicher Berechnungen auf 
1088 Joch ſeſtgeſtellt. Hievon ſollten Theilflächen, zuſammen im Aus⸗ 
maße von 30 Joch, an drei Realitäten in Greut jeder für ſich ab⸗ 
getreten werden, weil dieſe Flächen zumeiſt iſolirte Waldtheile oder 
Ausläufer bilden oder von den Grundſtücken der betheiligten Einge⸗ 
forſteten ganz oder theilweiſe eingeſchloſſen ſind oder ſich doch an die⸗ 
ſelben anſchließen und dieſen Gütern daher zu einer beſſeren Arron⸗ 
dirung verhelfen. Für einen größeren Beſitzer, welcher mehrere ein⸗ 
geforſtete Realitäten zuſammengekauft hatte, ſollte ein Aequivalent von 
100 Joch ebenſalls abgeſondert ausgemittelt werden. 

Den übrigen Realitäten dagegen ſollten größere zuſammen⸗ 
hängende Waldcomplexe gemeinſchaftsweiſe zugewieſen werden, und es 
war eine der wichtigſten Aufgaben der Miniſterial⸗Commiſſion, ſchützende 
Garantien gegen Waldverwüſtung aufzuſuchen und insbeſondere der 
individuellen Vertheilung der abzutretenden Servitutwaldungen vor⸗ 
zubeugen. . 

Auch Kärnten hat mit der Vertheilung der Serbitutwaldungen 
an die einzelnen Eingeforſteten ſchlimme Erfahrungen gemacht, wovon 
die Miniſterial⸗Commiſſion in Arnoldſtein ſelbſt ein trauriges Beiſpiel 
täglich vor Augen hatte. Die bei einer früheren Servituten⸗Verhandlung 
am Fuße des Dobratſch und an ſeinen ſüdlichen Abdachungen zum 
Gailfluſſe abgetretenen Nadelholzbeſtände ſind durchgehends in lange, 
der Gehängsrichtung folgende und bis an die Bergſturzklüfte reichende 
Riemenparcellen individuell aufgetheilt worden; indem nun einzelne 
ſorgloſe oder verſchuldete Beſitzer ihre Streifen kahl abtreiben oder die⸗ 
ſelben in anderer Weiſe vernachläſſigen, machen ſie auch anderen, fonſt 
einer conſervativen Waldbehandlung zuneigenden Beſitzern eine ſolche 
faſt unmöglich. Durch den kahlen Abtrieb wird die an und für ſich 
ſeichte Bodenkrume der Abſchwemmung preisgegeben, und während man 
an der Regulirung des Gailfluſſes arbeitet, führen jene abgeholzten 
Flächen ſeinem Bette neue Schutt⸗ und Geſchiebshalden zu. 

Um die Garantieen gegen derartige Zuſtände zu beſchaffen, war 
es die erſte Aufgabe der Miniſterialcommiſſäre, zunächſt alle localen 
Verhältniſſe möglichſt genau zu erforſchen und die Vorſchläge mit an⸗ 
deren ſachverſtändigen und localkundigen Perſonen, insbeſondere aber 
mit den intelligenteren Eingeforſteten ſelbſt zu beſprechen und Letztere 
für zweckmäßige Borſchläge zu gewinnen. 

Nach längeren Berathungen und Verhandlungen kam man über 
folgende Garantieen überein: 

1. Die Abtretung erfolgt gemeinſchaftsweiſe nach Vorſchrift des 
$ 31 des Patentes vom 5. Juli 1853, aber in neuer, bisher nicht 
beachteter Form, durch Bildung von Waldgenoſſenſchaften. 

Aus den Berechtigten der vier Ortſchaften Agoritſchach, Selt⸗ 
ſchach, Greut mit einzelnen dieſer letzteren Ortſchaft näher gelegenen 
Seltſchacher Häuſern, dann Maglern, wurden vier Waldgenoſſenſchaften 
gebildet, ſowohl deßhalb, weil Greut und Maglern den Seltſchacher⸗ 
berg wegen der entfernten Lage nicht benützen könnten, als deßhalb, 
weil jede der vier Ortſchaſten theilweiſe geſonderte Intereſſen hat nnd 
die Trennung in vier ziemlich große Waldgebiete mit zuläſſiger ſelbſt⸗ 
ſtändiger Bewirthſchaftung jeder Ortſchaft die Ueberwachung weſentlich 
erleichtert und vereinfacht, daher die forſtlichen Intereſſen fördert. 
Einzelnen der kleineren Genoſſenſchaften wird es auch leichter möglich, 
im Streubezug und in der Weide Einſchränkungen oder ſonſt in der 
Forſtwirthſchaſt Verbeſſerungen einzuführen, welche in der größeren 
Genoſſenſchaft vorerſt noch auf Schwierigkeiten ſtoßen. 

Die Form, unter welcher die gemeinſchaftsweiſe Abtretung von 
Waldgrundſtücken an die Arnoldſteiner Eingeforſteten zu Stande kam, 
unterſcheidet ſich von dem bisherigen Vorgange zunächſt weſentlich da⸗ 


einigen Gegenden Deutſchlands, beſonders in Rheinpreußen 2), beſteus 
bewährt hat, welche auch der öſterreichiſche Reichsforſtverein 3), verſchie⸗ 
dene Kundgebungen des Ackerbauminiſteriums ) und der badische Forſt⸗ 
verein ) als eines der vorzüglichſten Mittel einer zweckentſprechenden 
genoſſenſchaftlichen Waldpflege anempfehlen. Auch die neueſte preußiſche 
Geſetzgebung ſucht in der Bildung von Waldgenoſſenſchaften das wirk⸗ 
ſamſte Mittel zur Verbeſſerung der Waldwirthſchaft des Kleinbeſitzers; 
dieſe Form liegt auch dem im Geſchäftsberichte des Ackerbauminiſteriums 
1874 J. S. 193, erwähnten Entwurfe des Geſetzes über Zuſammen⸗ 
legung der Grundſtücke, Ablöſung und Regulirung gemeinſchaftlicher 
Nutzungsrechte an Gemeingründen und Ablöſung der nach dem Patente 
vom 5. Juli 1853 regulirten Forſtſervituten zu Grunde ). Dieſe 
Form unterſcheidet ſich von der bisherigen Behandlungsweiſe durch nach⸗ 
ſtehende Momente: 

Bei den bisherigen Servituten⸗Ablöſungen mittelſt gemeinſchaft⸗ 
licher Waldabtretung geſchah dieſe in der Regel in der Weiſe, daß die 
gemeinſchaftliche Waldſtrecke den Eingeforſteten ohne jede weitere Klar— 
ſtellung der Nutzungsrechte der einzelnen Genoſſen, oder, wenn anch 
eine Klarſtellung voranging, ohne entſprechende Regelung dieſer Rechte 
nach Nutzungsantheilen, ferner ohne jede Feſtſtellung genoſſenſchaftlicher 
Organe, Genoſſenſchafts-Statuten und ſonſtige genoſſenſchaftliche Ein⸗ 
richtungen zugewieſen wurde. Es wurden in ſolcher Weiſe zwar Ge⸗ 
meinſchaften gebildet, aber keine eigentlichen Genoſſenſchaften. Die na⸗ 
türliche Folge davon war, daß jeder einzelne Gemeinſchafter genau 
dieſelben Nutzungsrechte im Gemeinſchaftswalde auszuüben ſtrebte, welche 
er in den früheren Einforſtungswaldungen auszuüben berechtigt war, 
und daß es kaum ein geſetzliches, viel weniger ein durch die Genoſſen⸗ 
ſchaſten ſetbſt leicht zu handhabendes Mittel gab, eine andere Ordnung 
in Ausübung der Nutzungsrechte ſofort einzuführen. Wo die Abtretung 
an die Gemeinde geſchah, wurde dieſe letztere ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend verpflichtet, die Nutzungsgebühren der einzelnen berechtigten 
Güter aus dem abgetretenen Walde zu decken. Dieſe Nutzungsgebühren 
dürſten ſelbſtverſtändlich ſchon wegen ihres bisherigen privatrechtlichen 
Charakters nicht als bloße Gemeindenntzungen angeſehen werden. Da 
der Gemeinde⸗ oder Gemeinſchaftswald einen viel kleineren Umfang 
hatte als die Geſammtheit der früheren Gemeinſchaftswaldungen und 
daher auch ein anderes Wirthſchaftsſyſtem erforderte, ſo riſſen bei der 
verſuchten Fortdauer der früheren Einforſtungsbenützung alsbald Un⸗ 
ordnungen, und in Folge derſelben Streitigkeiten unter den Genoſſen 
ein. Waren zugleich, wie es häufig geſchah, in allzu unbilliger Ver⸗ 
kürzung der Eingeforſteten die Aequivalente derart karg bemeſſen wor⸗ 
den, daß ſie auch bei zweckmäßiger Bewirthſchaftung die früheren 
Nutzungsbezüge, auch in geänderten Formen, nicht mehr deckten, ſo 
mußten jene Zuſtände und der Verſuch, die Nutzungsgebühren wie 
bisher zu decken, nothwendig zu Ueberhauungen und zur vollſtändigen 
Verwüſtung ſolcher Gemeinſchaftswaldungen — oder zur Vertheilung 
derſelben in kleine Streifen unter die einzelnen Genoſſen führen. 

Hierin liegen die Urſachen, warum die in Defterveich nach dem 
früheren Syſteme durchgeführten Servituten⸗Ablöſungen durch Waldab⸗ 
tretung an Gemeinſchaften für die Forſteultur und den Nationalwohl⸗ 
ſtand häufig größere Nachtheile im Gefolge hatten als die Regulirun⸗ 
gen, und daß dieſe Nachtheile bei den zahlreichen noch beſtehenden Ge⸗ 
meinſchafts⸗ oder Genoſſenſchafts⸗Waldungen der früheren Form fort 
dauern und leider mehr und mehr zur Vertheilung derſelben führen. 

Um ſolchen Nachtheilen vorzubeugen, wurden bei der jetzt be⸗ 
nannten Arnoldſteiner Servituten⸗Ablöſung nach den oben erwähnten 
neuen Vorſchlägen und Muſtern die durch die Regulirungserkenntniſſe 
in fixen Jahresbezügen feſtgeſetzten Nutzungsgebühren für Brennholz, 
Bauholz, Nutzholz nach den verſchiedenen Sorten, für Streu, für die 


) Meifter, „Ueber Waldgenoſſenſchaften,“ im landwirthſchaftlichen Centralblatte 
von Wilda, 1871, S. 246. 

) Otto Beck, „Land⸗ und forſtwirthſchaftliche Tagesfragen“. Fünfter Jahrgang. 
Trier 1873, S. 257. 

) „Monatsſchrift des Reichsforſtvereines.“ 1871, 449 fl. 

) „Mittheilungen des Ackerbau⸗Miniſteriums.“ Heft 6, 9, 10. Jahr 1871. 

5) „Forſtliche Blätter von Grunert.“ April 1873, S. 117. 

) Vergl. Druckſchrift: „Die Zuſammenlegung der Grundſtücke.“ Peyrer. Staats⸗ 
druckerei 1873. Geſchäfts bericht des Ackerbau⸗Miniſteriums 1874. I. S. 193. 


verſchiedenen Gattungen Weidevieh, durchaus auf 
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Geldgebühren die Holzſchlägerungen, die Herſtellung von Waldwegen und anderen 


umgerechnet, wobei die für die einzelnen Holzſortimente, für Streu und Waldarbeiten, entweder durch die Genoſſen nach Verhältniß der An⸗ 


Weide derzeit geltenden herrſchaftlichen Tarifpreiſe der Umrechnung zu 
Grunde gelegt wurden. Die in ſolcher Weiſe für jedes einzelne Gut 
nach ſeinen bisherigen Naturalnutzungen berechnete Geldgebühr gibt den 
Maßſtab für die Nutzungs⸗Antheile mit welchen jedes einzelne Gut 
im Verhältniß zu den übrigen Gütern, ſowohl an den künftigen 
Nutzungen und Laſten des Genoſſenſchafts-Waldes als auch an den 
ſonſtigen Rechten der Genoſſenſchaft, Stimmberechtigung bei den Wahlen 
und ſonſtigen Beſchlüſſen u. dergl. theilzunehmen hat. Um die Zahl 
der Nutzungsantheile nicht allzugroß zu machen, wurde beſtimmt, daß 
je fünf Gulden der berechneten jährlichen Nutzungsgebühr auf je einen 
Nutzungsautheil Anſpruch geben, wobei erübrigende Theilbeträge von 
2 fl. 50 kr. und darüber einen vollen Nutzungsantheil begründen, 
ſolche unter 2 fl. 50 kr. aber unberückſichtigt bleiben. Auf eine weitere 
Ausgleichung der kleinſten Differenzen, welche nur in Geld unter den 
Berechtigten unter einander geſchehen könnte, wurde verzichtet ). 

In ſolcher Weiſe find für die 13 nutzungsberechtigten Realitäten 
der Agoritſchacher Waldgenoſſenſchaft 92 Nutzungsantheile entſtanden, 
indem die kleinſte Kaiſche 2, ferner vier Kaiſchen je 3 und eine Kaiſche 
4; von deu acht Huben eine 7, eine 8, zwei je 11, eine 12, eine 14 
Nutzungsantheile erhalten. Bei der Seltſchacher Waldgenoſſenſchaft wurden 
in ähnlicher Weiſe 295, und bei jener von Seltſchach-Greut 52 Nutzungs⸗ 
antheile gebildet. Bei den 27 Realitäten von Maglern ſind die Nutzungs⸗ 


theile oder durch bezahlte Arbeiter ausführen zu laſſen u. dgl. 

Durch dieſe Einrichtungen wird es der Genoſſenſchaft auch leicht 
werden, das bei Servitutwaldungen bisher nur ausnahmsweiſe erreichte 
Ausſchließen der Berechtigten von der Betretung des Waldes zum 
Zwecke der Aufarbeitung des Servitutholzes nach und nach durchzuſetzen, 
und werden die Verhältniſſe gleichſam von ſelbſt zur Aufarbeitung des 
Holzes durch bezahlte Arbeiter hinführen, weil nicht mehr „Servitut⸗ 
holz“, welches der einzelne Eingeforſtete ſich herzuſtellen hat, ſondern 
Holz der Genoſſenſchaft aufzuarbeiten ift, wozu von den Genoſſen die 
Arbeit nach Verhältniß der Nutzungsantheile zu verrichten oder in 
Geld zu vergüten iſt. 

Alle dieſe für die Waldcultur, ſowie in allgemeiner volkswirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung jo erſprießlichen Vortheile können nur bei dieſer 
Form der Waldgenoſſenſchaft erreicht werden; bei der Regulirung 
oder bei der Aufrechthaltung der bisherigen Servituten⸗Einrichtungen 
im Genoſſenſchaſtswalde müßten fie unberückſichtigt bleiben, weil bei⸗ 
ſpielsweiſe jede Einſchränkung des Streubezuges die Rechte und Inter⸗ 
eſſen des Streuberechtigten verletzt und den Vortheil einer ſolchen 
Einſchränkung nicht dem Streuberechtigten, ſondern der Herrſchaft — 
oder bei einer Genoſſenſchaft in anderer Form — den Holzungsberechtig⸗ 
ten auſ Koſten der Streuberechtigten zugewendet hätte, daher alle derlei 


forſtliche Verbeſſerungen wegen der daraus für Einzelne erwachſenden 


gebühren beinahe gleich, daher mit Verzichtleiſtung auf weitere Aus⸗ Rechtsverkürzungen unausgeführt bleiben müßten. 


gleichungen hier jede Realität je einen Nutzungsantheil erhält, mit 


Ausnahme des Hauſes Nr. 17, welches zwei, und der Häuſer 2 


und 3, welche je einen halben Nutzungsantheil erhalten. 

Die Nutzungsgebühren, welche den Ortſchafteu als ſolchen für 
Uferſchutzbauten, gemeinſchaftliche Brunnenſtuben, Waſſerleitungen, Brücken, 
Gemeindebadſtuben, gemeinſchaftliche Alpengebäude zuerkannt find, werden 
bei jedesmaligem Bedarfe durch Holzabgabe aus den Waldtheilen der 
betreffenden Genoſſenſchaften gedeckt. Die Regulirungs⸗Urkunden hatten 
auch dieſe Gebühren in ganz unzweckmäßiger Weiſe in fixen Jahresge⸗ 
bühren zugewieſen, welche ſelbſtverſtändlich in einzelnen Jahren keine 
Verwendung finden konnten, während ſie in den wirklichen Bedarfs⸗ 
fällen nicht genügten. 

Die für jede einzelne Realität ausgemittelten Nutzungsantheile 
werden jeder derſelben bücherlich zugeſchrieben, können jedoch, ſoweit 
dies unbeſchadet der Tabularrechte geſchehen kann, von den Realitäten 
beliebig getrennt werden. 


Die bisher beſprochenen Einrichtungen gewähren den Vortheil, 
daß nunmehr die Genoſſenſchaſten, beziehungsweiſe deren Organe, den 
Wirthſchaftsbetrieb in den Genoſſenſcha ts⸗Waldungen ohne Rückſicht auf 
die bisherigen Einforſtungsrechte, welche als ſolche gänzlich aufzuhören 
haben, einrichten können. Sie ſind, jedoch mit Rückſicht auf die unten 
folgenden Beſtimmungen über den Wirthſchaftsplan berechtigt, je nachdem 
der Waldſtand und die ſonſtigen Verhältniſſe der Genoſſenſchaft es er⸗ 
heiſchen, in den einzelnen Jahrgängen mehr oder weniger Holz zu 
ſchlagen, die Holzſchlägerung mehr auf Nutzholz und Bauholz oder mehr 
auf Brennholz einzurichten, die Nebennutzungen, insbeſondere die in 
den Arnoldſteiner Servitutwalduugen bisher in ſehr nachtheiliger Weiſe 
geübte Streubenützung einzuſchränken, letztere allenfalls nur gegen 
Zahlung zu geſtatten, ſowie fie überhaupt berechtigt find, die Forſt⸗ 
producte entweder nach Verhältniß der Nutzungsantheile ganz oder 
theilweiſe in natura unter die Genoſſen zu vertheilen oder ſelbe zu 
veräußern und den Geld⸗Reinertrag zu vertheilen und in gleicher Weiſe 


Bisher hatte der Waldeigenthümer kein beſonderes Intereſſe, Wald⸗ 
wege in den Servitutwaldungen herzuſtellen und den Servitutberechtigten 
die Ausfuhr zu erleichtern; letztere ſelbſt aber waren zur Herſtellung 
ſolcher Wege rechtlich nicht einmal befugt und hatten ebenfalls nur ein 
untergeordnetes Intereſſe daran; der Streubezug fand daher ſtets nur 
in der unmittelbaren Nähe der wenigen Ausfuhrswege ſtatt und war 
eben deßhalb für den Wald um ſo verderblicher. 

Das jedem einzelnen Genoſſenſchaſter zuſtehende Recht der be⸗ 
liebigen Veräußerung einzelner oder aller ſeiner Nutzungsantheile 
gewährt den für die Forſtcultur des Kleinbeſitzes nicht hoch genug zu 
veranſchlagenden Vortheil, daß im Falle einer Geldnoth, bei welcher 
der einzelne Beſitzer berechtigt und auch genöthigt iſt, wie es beim 
Einzelbeſitze, bei der Vertheilung eines Genoſſenſchaſtswaldes in ein⸗ 
zelne Streiſen regelmäßig geſchieht, ſeinen Waldſtreifen ſofort abzuholzen, 
der Waldgenoſſe dagegen ſich durch den Verkauf oder die Verpfändung 
von Nutzungsantheilen beliebig Geld verſchaffen kann, ohne daß die 
Waldcultur dabei leidet. Es hat gerade dieſes Moment bei den zahl⸗ 
reichen ſchweizeriſchen Waldgenoſſenſchaften ſeine den Wald ſchützende 
Kraft am häufigſten bewährt und am meiſten dazu beigetragen, daß die 
Nutzungsantheile, welche bei guter Pflege des Genoſſenſchaftswaldes 
einen ſteigenden Werth gewinnen, in der Regel in den Händen der 
beſten Wirthe ſind. (Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Praris. 


Zur Sprache kommen des Heimatrechtes. Zuweiſungsmoment des 
$ 19, P. 4, des Heimatgeſetzes. 


Der Bergarbeiter T. traf im Gebiete A. am 14. September 1875 
am Salzberge eine blödſinnige, anſcheinend taubſtumme Weibsperſon 
an; er brachte ſie in ein Salzberghaus, und, da die Anweſenden mein⸗ 
ten, dieſelbe wäre dem Irrenhauſe in H. entſprungen, beauftragte der 
Verwalter den erwähnten Bergarbeiter, ſie in das Irrenhaus zu H. zu 


) Ohne eine ſolche Verzichtleiſtung würde eine genaue Berechnung beiſpiels⸗ bringen. Gegen die Aufnahme dieſer Perſon in die Irrenanſtalt ſträubte 


weiſe Folgendes gegeben: 


A. hat eine Jahresgebühr von 9 Klaftern Brennholz à 1 fl. 9 fl. 
25 Kubikfuß Nutzholz a 8 kr. 7 55 
3 Kühe Weiderecht à 2 ffll....ꝝ 6 fl. 
5 Fuder Streu a 20 kt 1 fl. 

zuſammen . . 18 fl. 


Dafür erhält derſelbe vier Nutzungsantheile, hat jedoch für den Ergänzungs⸗ 
betrag von 2 fl. auf die berechnete volle Nutzungsgebühr von 20 fl. den 
zwanzigfachen Betrag, d. i. 40 fl., in die Genoſſenſchaftscaſſe zu zahlen. 
B., der kein Weiderecht, ſonſt aber dieſelben Bezüge hat, erhält für ſeine in 
gleicher Weiſe berechnete Jahresgebühr von 12 fl. nur zwei Nutzungsantheile 
nebſt einer Entſchädigung von 40 fl. aus der Genoſſenſchaftscaſſe für den 
unberückſichtigt gebliebenen Reſtbetrag von 2 fl. 


ſich aber der Director der Anſtalt und bedeutete dem Bergarbeiter, ſie 
in das Stadtſpital in H. abzugeben, woſelbſt ihr die Oberin der barm⸗ 
herzigen Schweſtern ein Obdach gab; am anderen Tage erfolgte ſeitens 
| der Anſtaltsverwaltung der vergebliche Verſuch der Vernehmung der 
gedachten Perſon, welche nun bis zum 23. September 1875 im Spi⸗ 
tale verblieb, woraus ſie am genannten Tage heimlich entwich. Am 
25. September 1875 wurde ſie in der Gemeinde M. von der Gen⸗ 


darmerie aufgegriffen und in den Arreſt der Bezirks hauptmannſchaft 


) M vergl. die Mittheilung in Nr. 42, S. 166 des Jahrg. 1872 dieſer 
Zeitfchrift. 


in J. abgeliefert; dort wurde fie am 6. October 1875 eindringlich 
um ihre Heimatverhältniſſe befragt; einige undeutliche Worte derſelben 
waren Veranlaſſung zu weiteren Erhebungen über ihre Herkunft und 
Heimat; allein alle dieſe Nachforſchungen blieben ganz und gar erfolg⸗ 
los; endlich entſchied die Bezirkshauptmannſchaſt von J. unterm 19. Octo⸗ 
ber 1875, daß dieſe Weibsperſon als heimatlos der Gemeinde A., 
da fie zuerſt in deren Gebiete aufgegriffen und von dort in's Her 
Spital abgegeben wurde, zuzuweiſen ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte die Gemeinde A. an die 
Statthalterei, welche ddo. 25. December 1875 in folgender Weiſe 
entſchied: 

„Aus mehreren Miniſterialentſcheidungen gehe hervor, daß bei 
bloßer Anhaltung einer Perſou, wenn ſie nicht zu dem Zwecke erfolgt,, 
über ihre Herkunft. in's Klare zu kommen, ſondern aus einem anderen 
Grunde, das Hauptgewicht nicht darauf gelegt wird, ſondern auf den 
Umſtand, in welcher Gemeinde zuerſt die Vernehmung wegen des Hei⸗ 
matrechtes ſtattfand und die weiteren Dispositionen, um dasſelbe zu 
ermitteln, getroffen wurden. Die Anhaltung dieſer Perſon im Gebiete 
von A. ſei nicht erſolgt, um das Heimatrecht zur Sprache zu bringen, 
ſondern weil ſie als ein Flüchtling aus dem Irrenhauſe angeſehen 
wurde. Erſt durch die Vernehmung im Stadtſpitale in H., wo ſich 
dieſer Irrthum herausſtellte, und wo am 23. September die (allerdings 
erfolgloſe) Vernehmung durch den Magiſtrat ſtattfand, ſei das Heimat⸗ 
recht zur Sprache gebracht worden. Es werde daher dieſe Perſon der 
Stadtgemeinde H. zugewieſen“. 

Im Miniſteralrecurſe machte die Stadtgemeide H. geltend: Eine 
Vernehmung der Perſon durch den Stadtmagiſtrat am 23. September 
ſei nicht erfolgt, ſondern der Spitalsinſpicient habe einen vergeblichen 
Verſuch gemacht, dieſelbe zu vernehmen, wie dies die Statuten der all⸗ 
gemeinen öffentlichen Krankenhäuſer vorſchreiben; aber eine Amtshand⸗ 
lung des Magiſtrates zur Eruirung des Heimatrechtes habe gar nie 
ſtattgefunden. Das Spital in H. ſei ein allgemein öffentliches, daher 
habe die Aufnahme der Perſon erfolgen müſſen. Die erſte eigent⸗ 
liche Vernehmung ſei in J. vor ſich gegangen, daher die Zuweiſung 
dahin ſtattzufinden hätte. 

Das Miniſterium des Innern aber hat unterm 21. Mai 1876, 
3. 6295 dem Recurſe des Stadtmagiſtrates in H. keine Folge gegeben, 
weil die angeſochtene Statthalterei⸗Entſcheidung mit Rückſicht auf die im 
vorliegenden Falle obwaltenden Umſtände geſetzlich begründet erſcheint. 


M. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Finauzrath und Steueradminiſtrator in Graz 
Joſeph Ertl zum Oberfinanzrathe und Vorſtande der Steueradminiſtration in 
Wien ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Finanzſecretär Joſeph Jaumann 
taxſrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten des Finanzminiſteriums 
Joſeph Frank, anläßlich feines Uebertrittes in den bleibenden Ruheſtand in 
Anerkennung ſeiner vieljährigen treuen und erſprießlichen Dienſtleiſtung taxfrei 
den Titel und Charakter eines Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe des Central⸗Tax⸗ und Gebühren⸗ 
bemeffungsanıtes in Wien Johann Gamper, anläßlich der von ihm angeſuchten 
Uebernahme in den bleibenden Ruheſtand, in Anerkennung ſeiner vieljährigen 
treuen und erſprießlichen Dienſtleiſtung taxfrei den Titel und Charakter eines 
Oberfinanzrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben die bei dem k. k. oberſten Rechnungshofe erledigte 
ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtelle dem mit dem Titel und Charakter eines Sections⸗ 
rathes bekleideten Hoſſeeretär Philipp Melzer verliehen, ferner die Rechnungs⸗ 
räthe Johann Scheſtauber und Titular⸗Hofſeeretär Franz Wolf zu wirklichen 
Hoſſecretären bei der genannten Behörde ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Rechnungsräthen des k. k. oberſten Rechnungs⸗ 
hofes Joſeph Körner und Johann Sauer in Anerkennung ihrer beſonderen 
Verdienſte tapfrei den Titel und Charakter von Hofſeeretären verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem mit dem Titel eines Sectionsrathes ausge⸗ 
zeichneten Hoſſeeretär des k. k. oberſten Rechnungshofes für die im Reichsrathe 
vertretenen Königreiche und Länder Alois Lenz ig in Anerkennung ſeiner beſon⸗ 
deren Verdienſte das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Auguſt Kolmeyer in 
Leoben in Anerkennung ſeiner treuen und erſprießlichen Dienſtleiſtung taxfrei den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Polizeirath Karl Barthel zum Regierungs⸗ 
rathe und Polizeidirector in Graz ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Poſtrath Stanislaus Födrich in Prag zum 
Oberpoſtdirector in Innsbruck ernannt. 
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Der Miniſter des Innern hat den Statthalterei⸗Serretär Alois Ritter 
v. Hennig zum Bezirkshauptmanne und den Bezirkscommiſſär. Johann Freih. 
v. Vernier⸗Kougem ont zum Statthalterei⸗Secretär in Steiermark ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Regierungsſecretär Maurizio 
Edlen v. Mohrenfeld zum Bezirkshauptmann und den Bezirkscommiſſär 
Rudolf Praxmarer zum Regierungsſecretär in Kärnten ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Rechnungsrevidenten Karl Freih. v. 
Pach zum Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der ſteiermärkiſchen 
Statthalterei ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Minifterialeoneipiften im Finanzminiſterium 
Guſtav Ritter v. Troll zum Miniſterial⸗Viceſecretär; ferner den Finanzeon⸗ 
eipiften der mähriſchen Finanz⸗Landesdirection Guido Freiherrn Conrad von 
Konrads heim und den Concipienten der niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur 
Dr. Friedrich Freiherrn v. Raym ond zu Miniſterialconcipiſten daſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat auf Grund Allerhöchſter Ermächtigung den bei 
der Donau⸗Regulirungs⸗Commiſſion in Wien als Rechtsanwalt in Verwendung 
ſtehenden mit dem Titel und Charakter eines Finanzrathes bekleideten Finanz⸗ 
ſecretär extra statum der Direction der Staatsſchuld Dr. Franz Ponfickl zum 
Finanzrathe extra statum unter vorläufiger Belaſſung desſelben in ſeiner gegen⸗ 
wärtigen Dienſtesverwendung ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit dem Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes bekleideten Secretär der n.=d. Finanzprocuratur Dr. Franz Pollak zum 
Finanzrathe und deu Procuraturs⸗Adjuncten Dr. Benjamin Rappaport zum 
Secretär bei der gedachten Finanzprocuratur ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit dem Titel und Charakter eines Finanz⸗ 
rathes bekleideten Finanzſecretär bei der Finanzdirection in Czernowitz Joſeph 
Lippert zum Finanzrathe und den Finanz⸗Obercommiſſär Jacob Kutſche ra 
zum Finanzſecretär für den Bereich der genannten Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzwach⸗Obercommiſſär Johaun Gerſt⸗ 
graſſer zum Finanz⸗Obercommiſſär für den Bereich der Finanz⸗Landes⸗Direction 
in Innsbruck ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Verwalter der Telegraphen⸗Hauptſtation in 
Prerau Leopold Redl und den Verwalter des Telegraphen⸗Centraldepot in 
Wien Johann Böchlinger zu Telegraphen⸗Oberamtsverwaltern ernannt. 

w Der Handelsminiſter hat die für das Rechnungsdepartement der Normal⸗ 
Aichungscommiſſion ſyſtemiſirte Rechnungsrathsſtelle dem mit dem Titel u. Charakter 
eines Rechnungsrathes bekleideten Rechnungsrevidenten Anton Gröger verliehen. 


Erledigungen. 

Drei Thierarztesſtellen in Galizien mit 600 fl. Jahresbeſtallun bis 15. 
Auguſt. (Amtsbl. Nr. 158) i te 

Finanzrathsſtelle in der ſiebenten Rangsclaſſe, eventuell 1 Finanzſecretärs⸗ 
oder Finanz⸗Obercommiſſärsſtelle in der achten Rangsclaſſe, 1 Finanzeommiſſärs⸗ 
ſtelle in der neunten, 1 Finanz⸗Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangselaſſe im 
Bereiche der ı1.-d. Finanz⸗Landesdirection, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 158.) 

Controlorsſtelle beim k. k. Rentamte zu Spital am Pyhrn in der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 12. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 158.) 

Steueramts⸗Adjunctenſtelle im Bereiche der Finanzdirection für Ober⸗ 
öſterreich in der eilften Rangsclaſſe, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 158.) 

3 Rechnungsprakticantenſtellen bei der k. k. Finanz⸗Direction in Linz, dar⸗ 
unter 1 mit Adjutum, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 158.) 
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Soeben iſt erſchienen: ; 
ö 


Bd. IX der Sammlung civilrechtlicher Entſcheidungen! 
von 


Dr. J. Glaſer, Dr. J. Unger und Joſeph v. Walther. 
Preis 5 fl. 5 


Zu Beſtellungen empfiehlt ſich die 


Manz'ſche k. k. Bof-Berlags- und Univerſttäts buchhandlung a 
in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. ö 
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Als gute Karten vom Kriegsschauplatze empfehlen wir: 


Liebenow, Karte der europäischen Türkei, colorirt — fl. 80 kr. 
Mit frankirter Postsendung 0 — fl. 85 kr. 
Schlacher, Karte von Bosnien, Serbien, Herzegowina, Montenegro etc. 
colorirt (Druck vom k. k. militär-geogr. Institut). 1 fl. 30 kr. 
Mit frankirter Postsendung 1 fl. 35 kr. 
Steinhauser, Oriskarie von Türkisch-Croatien, Bosnien, Herzegowina 
nebst Serbien, Montenegro und Theilen der angrenzenden 
Länder, colorirt — fl. 60 kr. 
Mit frankirter Postsendung — fl. 65 kr. 
Special- und Kriegskarte der europäischen Türkei, colorirt 1 fl. — kr. 
Mit frankirter Postsendung 1 fl. 5 kr. 


Manz'sche k. k. Hof-Verlags- und Universitätsbuchhandlung 
in Wien, Kohlmarkt Nr. 7. 


Für den Druck verantwortlich C. Piltork 


